
 
 

Protokollauszug 
aus der 

7. öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Landes-
hauptstadt Potsdam  

vom 29.01.2020 

 
öffentlich 
Top 8.15 Video-Dolmetschen in der Ausländerbehörde 

19/SVV/1412 
an Gremium überwiesen 

 
Der Antrag wird namens der Fraktion DIE aNDERE von der Stadtverordneten Pöller eingebracht. 
 
Antrag zur Geschäftsordnung: 
Der Stadtverordnete Keller, Fraktion SPD, beantragt die Überweisung in den  Ausschuss für Ge-
sundheit, Soziales, Wohnen und Inklusion. 
 
Antrag zur Geschäftsordnung: 
Der Stadtverordnete Boede, Fraktion DIE aNDERE, beantragt darüber hinaus die Überweisung 
in den Jugendhilfeausschuss. 
 
Abstimmung: 
Die Überweisung in den Jugendhilfeausschuss wird 
 
mit Stimmenmehrheit abgelehnt. 
 
Abstimmung: 
Die Überweisung in den Ausschuss für Gesundheit, Soziales, Wohnen und Inklusion wird 
 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, sicherzustellen, dass in der Ausländerbehörde künftig  
Beratungsgespräche, Belehrungen, Hinweise zu Mitwirkungspflichten und alle anderen Amts-
handlungen in einer Sprache vorgenommen werden, die die Kund*innen der Ausländerbehörde 
verstehen.  
 
Dazu sind folgende Maßnahmen umzusetzen: 
 
1. Bei Bedarf (z.B. bei offensichtlichen Verständigungsproblemen oder auf ausdrücklichen 
Wunsch) sollen mündliche Übersetzungen durch den Einsatz von Videodolmetscher*innen an-
geboten werden.  
 
2. Falls die technischen Voraussetzungen für den Einsatz von Videodolmetsch-Diensten in der 
Ausländerbehörde noch nicht gegeben sind, sind diese unverzüglich zu schaffen. 
 
3. Das Angebot des Videodolmetschens soll durch mehrsprachige Aushänge in der Ausländer-
behörde transparent gemacht werden.  
 



4. Der Einsatz von Kindern und Jugendlichen als Sprachmittler*innen soll künftig untersagt wer-
den.  
 
Der Oberbürgermeister soll die Stadtverordneten über die ergriffenen Maßnahmen im April 
2020 unterrichten. 
 

 


